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dbb Chef beim VBOB: Nachwuchs sichern, Beamtenstatus schützen,  
Arbeitszeit gleichziehen  
 
(dbb) Um den beruflichen Nachwuchs für die Bundesverwaltung zu sichern, muss umge-

hend ein ganzes Bündel von Maßnahmen geschnürt werden. Das hat der dbb Bundesvor-
sitzende Klaus Dauderstädt auf dem Bundesvertretertag des VBOB (Verband der Beschäf-

tigten der obersten und oberen Bundesbehörden) am 23. Mai 2014 in Potsdam gefordert.  

 
Angesichts von 700.000 Beschäftigten, die in 
den nächsten Jahren altersbedingt aus dem 

öffentlichen Dienst ausscheiden, müsse mehr 

für die Attraktivität der Arbeit in diesem Sektor 
getan werden. „Konkret brauchen wir bessere 

Ausbildungsentgelte und Anwärterbezüge, 
mehr Urlaub für die Jungen und Übernahme-

Garantien, damit motivierte junge Menschen 

den Weg zu öffentlichen Arbeitgebern finden 
und wissen, dass sich die Arbeit im Dienste der 

Bürgerinnen und Bürger auch für sie selbst 
lohnt.“ Alternativen dazu sehe er nicht, so 

Dauderstädt, denn ein Aufgabenabbau in der 
Zukunft sei eher unwahrscheinlich.  

 

Zudem müsse auch im Interesse der vorhan-
denen Beschäftigten die Bundesverwaltung 

„wettbewerbsfest“ gemacht werden. „Ein wich-
tiger Schritt ist, dass wir in diesem Jahr einen 

gelungenen Tarifabschluss erzielen konnten 

und die Übertragung des Ergebnisses auf die 
Beamten und Versorgungsempfänger des Bun-

des gesichert ist“, sagte Dauderstädt. „Aber 

bei der Arbeitszeit sollten die Beamtinnen und 
Beamten endlich mit den Beschäftigten im 

Bereich des TVöD gleichgestellt werden. Das 

ist einfach eine Frage der Gerechtigkeit.“  
 

Der dbb werde weiter allen Versuchen entge-
gen treten, den Beamtenstatus zu beschnei-

den, versicherte Dauderstädt. „Das gilt für das 

Streikverbot ebenso wie für den Erhalt von 
Beihilfe und Beamtenversorgung. Sie sind un-

verzichtbar und dürfen nicht angetastet wer-
den.“  

 
Angesichts der jüngsten Pläne von Bundesin-

nenminister Thomas de Maizière, weitere Mi-

nisteriumsstellen aus Bonn nach Berlin zu ver-
lagern, mahnte der dbb Bundesvorsitzende die 

Einhaltung des Berlin-Bonn-Gesetzes an. Im 
Übrigen sei die Verfahrensweise mehr als un-

glücklich, da die Beschäftigten sich bei der 

Entscheidung übergangen fühlten. Sie hatten 
von den Absichten aus den Medien erfahren. 

(01/21/14) 

 

 

Staat muss in Schulen richtig auf berufliches Leben vorbereiten –  
Realschulen gehören zu bewährter Schulstruktur  
 
(dbb) Der Staat ist in der Pflicht, Schülerinnen und Schülern in den Schulen „auf ein er-
folgreiches berufliches Leben – auch ohne Promotion und Habilitation für alle – vorzube-

reiten“. Das sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt auf dem 23. Bundesreal-
schultag des VDR (Verband Deutscher Realschullehrer) am 23. Mai 2014 in Fulda und füg-

te hinzu, diese Erwartung hätten auch Wirtschaft und Handwerk. „Mit dem VDR steht da-

her sein Dachverband dbb auch für eine stabile und bewährte Schulstruktur ein – mit Mit-
tel- und Realschulen und nicht ohne sie“, versicherte Dauderstädt.  

 
In einer Zeit, in der die Quote der Studienab-

brecher beängstige und nicht wenige von ih-
nen kein berufliches Bein auf die Erde bekä-

men, sollte man „einmal in der Bildungspolitik 

und ihren Strukturveränderungen unseres 
Schulsystems innehalten und überlegen: Was 

ist wichtig für unsere Jugend?“, so der dbb 
Bundesvorsitzende. Er verwies auf das Motto 

des Bundesrealschultages „Gute Bildung – 

reale Chancen“ und forderte: „Also fragen wir 

doch bitte nach der Zukunftsfähigkeit und der 

vermittelten Qualität. Diese haben sich am 
Bedarf der Gesellschaft zu orientieren und 

sollten nicht dem Zeitgeist der letzten Jahr-

zehnte gehorchen, dass erst mit dem Abitur 
der Mensch begänne, aufrecht zu gehen.“  

 
Eine erfolgversprechende Schulpolitik, so der 

dbb Chef weiter, erfordere neben den Bil-

dungschancen für die Schülerinnen und Schü-
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ler auch gute Arbeitsbedingungen für die Leh-
rerinnen und Lehrer: „Dazu gehört auch der 

Beamtenstatus für Lehrende.“ 
(02/21/14) 

dbb bundesfrauenvertretung fordert Mütterrente auch für Landesbeamtinnen  
 
(dbb) „Wenn wir in Deutschland von Gleichberechtigung sprechen, dann müssen wir im 

öffentlichen Dienst auch die Beamtinnen und Beamten in den Blick nehmen. Die zeit- und 
inhaltsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses und der Rentenreform, insbesondere der 

Mütterrente, auf die Landesbeamtinnen und -beamten ist dringend erforderlich und im 

Sinne der Gleichbehandlung nur konsequent“, sagte Helene Wildfeuer, Vorsitzende der 
dbb bundesfrauenvertretung, am 26. Mai 2014 in Berlin.  

 
Nicht nur in Bayern, wo bereits eine systemge-

rechte Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sung beschlossen wurde, sei man hier bereits 

einen Schritt voraus. Auch in Baden-

Württemberg werde derzeit eine Regelung für 
ein Pendant zur verbesserten Mütterrente im 

Beamtenbereich vom zuständigen Finanzminis-
terium geprüft. „Insbesondere die verbesserte 

Anerkennung von Kindererziehungszeiten für 

vor 1992 geborene Kinder vermindert ein von 
uns seit langem bemängeltes Gerechtigkeitsde-

fizit bei der Bewertung von Erziehungszeiten“, 
machte Wildfeuer deutlich.  

Gleichzeitig verwies sie auf die verbleibende 

Gerechtigkeitslücke, die es zu schließen gelte. 
„Bei der Rentenreform misst die Bundesregie-

rung gerade bei der Bewertung von Erzie-

hungszeiten weiterhin mit zweierlei Maß. Wa-
rum sollte die Erziehungsleistung von Frauen, 

die vor 1992 Kinder erzogen haben, nur zwei 
Rentenpunkte wert sein, während Frauen drei 

Rentenpunkte erhalten, die Kinder nach dem 

Stichtag geboren haben?“, kritisierte die Vor-
sitzende dr dbb bundesfrauenvertretung und 

forderte eine entsprechende Korrektur auch 
auf Bundesebene. 

(03/21/14) 

 
 

Arbeitskampf bei WiBus zeigt Wirkung  
 
(dbb) Der Arbeitskampf der Fahrer der Wiesbadener Busgesellschaft mbH (WiBus) zeigt 

Wirkung. Nach Streiks am 23. März, 24. April, 19. und 20. Mai 2014 haben die Arbeitgeber 
endlich ihre Bereitschaft signalisiert, den Tarifkonflikt beizulegen.  

 

dbb und Arbeitgeber wollen nun einen ersten 
Gesprächstermin vereinbaren, um das von den 

Arbeitgebern und der Politik Wiesbadens ver-
ursachte Tarifchaos zu beseitigen. Aus diesem 

Grund haben die streikenden Fahrer ihren 

Ausstand vorläufig unterbrochen. Sollten die 
Arbeitgeber jedoch auf Zeit spielen und in alte 

Verhaltensmuster fallen, seien sie jederzeit 
kurzfristig bereit, den Arbeitskampf wieder 

aufzunehmen, signalisierten dbb und die Nah-
verkehrsgewerkschaft (NahVG), die zum Streik 

aufgerufen hatte.  

 
Willi Russ, Fachvorstand Tarifpolitik und Ver-

handlungsführer des dbb, sprach von „einem 
Zeichen des guten Willens“, auch im Interesse 

der Bürgerinnen und Bürger. Mit ihren Streik 

hatten die WiBus-Fahrer für erhebliche Beein 

trächtigungen des Busverkehrs in der hessi-
schen Landeshauptstadt gesorgt. Ihre Forde-

rungen sind klar: „Wir wollen für das Personal 
bei Wibus die gleichen Beschäftigungsbedin-

gungen wie für die Fahrer der ESWE Verkehr. 

Die werden den Kolleginnen und Kollegen seit 
mehr als drei Jahren verweigert. Dass diese 

Zwei-Klassen-Gesellschaft im Nahverkehr in 
Wiesbaden abgeschafft gehört, liegt auf der 

Hand“, machte der Bundesvorsitzende der 
NahVG, Axel Schad, deutlich. Und Willi Russ 

unterstrich: „Wir erwarten die Fortsetzung der 

durch den Arbeitgeber abgebrochenen Tarif-
verhandlungen zur Überleitung der WiBus-

Beschäftigten in den Tarifvertrag Nahverkehrs-
betriebe (TV-N) Hessen.“ 

(04/21/14) 
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

BBW zu Rentenpaket: Veränderungen dürfen nicht nur in eine Richtung gehen 
 
(dbb) Nachdem die große Koalition am 23. Mai 2014 ihr Rentenpaket auf den Weg ge-

bracht hat, pocht der BBW Beamtenbund Baden-Württemberg jetzt auf eine Gleichbe-

handlung der Beamtenschaft. In einem Schreiben an Finanzminister Nils Schmid forderte 
BBW-Chef und dbb Vize Volker Stich, die Verbesserungen durch das RV-

Leistungsverbesserungsgesetz auf die Beamtinnen und Beamten sowie Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger in Baden-Württemberg zu übertragen.  

 
In seinem Schreiben erinnerte der BBW-

Vorsitzende daran, dass seine Organisation die 

wirkungsgleiche Übernahme von Änderungen 
im Rentenversicherungsrecht auf die eigen-

ständige Beamtenversorgung stets mitgetra-
gen habe, beispielsweise auch die Verlänge-

rung der Lebensarbeitszeit durch das Dienst-
rechtsreformgesetz (DRG) vom 9. November 

2010. Zugleich warnte Stich aber davor, der 

Beamtenschaft die jetzt auf den Weg gebrach-
ten Verbesserungen zu verweigern. Verände-

rungen dürften nicht nur in eine Richtung er-
folgen. Die Betroffenen und mit ihnen der BBW 

hätten keinerlei Verständnis dafür, wenn die 

Landesregierung jetzt bei Verbesserungen 

Zurückhaltung übe, nachdem in der Vergan-

genheit die Verschlechterungen im Arbeitneh-

merbereich wie etwa die allgemeinen Regelun-
gen zur Niveauabsenkung, die Einführung von 

Abschlägen oder die Anhebung der Altersgren-
zen wirkungsgleich auf die Beamtenschaft 

übertragen wurden. 
 

Auch sei es eine Frage der Gerechtigkeit, dass 

alle Mütter von der Neuregelung, der Verdop-
pelung der anrechenbaren Kindererziehungs-

zeiten für vor 1992 geborene Kinder von einem 
auf zwei Jahre, unabhängig von ihrem Beruf 

profitieren, so Stich. 

(05/21/14) 
 

 

dbb berlin: Einkommensunterschiede umgehend ausgleichen  
 
(dbb) Berliner Beamte und Richter erhalten ab 1. August 2,5 Prozent mehr Geld. Ab 1. 

August 2015 erfolgt eine weitere Erhöhung der Bezüge um 2,7 Prozent. Die Zahlungen an 
Versorgungsempfänger sollen gleichzeitig angepasst werden. Das hat der Berliner Senat 

am 27. Mai 2014 beschlossen. Innensenator Frank Henkel räumte laut „Berliner Morgen-

post“ (Ausgabe vom 28. Mai 2014) aber ein, „dass für unser langfristiges Ziel – eine An-
passung an den Durchschnitt der anderen Bundesländer – noch viel Arbeit vor uns liegt“. 

Seit Jahren verdienen die Berliner Beamten weniger als ihre Kollegen in anderen Bundes-
ländern.  

 
Der dbb berlin fordert daher einen schnellen 

Fahrplan, um die Einkommensunterschiede 
auszugleichen. „Aus der Sicht des Berliner 

Beamtenbundes ist es unabdingbar, die beab-
sichtigte Erhöhung so schnell wie möglich - am 

besten rückwirkend - spätestens aber mit den 
jetzigen Schritten ab dem Jahr 2015 mindes-

tens auf jährlich 3 beziehungsweise 3,5 Pro-

zent anzuheben, damit sich die Besoldungsdif-
ferenzen verkleinern", sagte der Landesvorsit-

zende des dbb berlin, Frank Becker. „Ein wei-
terer Aufschub zur gesetzlichen Festlegung der 

Angleichung der Besoldungsniveaus an den 

Bundesdurchschnitt 

ist nicht zu mehr zu dulden.“ 

Inzwischen hat sich die Lage im Berliner öf-
fentlichen Dienst verschärft, berichtete die 

Zeitung. Wegen des seit Jahren vorangetriebe-
nen Personalabbaus wurde lange zu wenig 

Nachwuchs ausgebildet. Der Senat hat be-
schlossen, die Zahl der im öffentlichen Dienst 

Beschäftigten auf 100.000 zu begrenzen. 

Gleichzeitig sind die Verwaltungen überaltert. 
Die Folgen in den kommenden Jahren sind 

dramatisch. Rund ein Drittel der Berliner Be-
schäftigten scheidet in den kommenden zehn 

Jahren aus. Unklar ist noch, wie die Stellen 

neu besetzt werden sollen. Schon jetzt können 
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in vielen Bereichen die Ausbildungsplätze nicht 
mit entsprechend qualifizierten Bewerbern 

besetzt werden. Im vergangenen Jahr bildete 
das Land wegen des Besetzungsproblems be-

reits 300 junge Menschen weniger aus als im 
Jahr davor. 

(06/21/14) 
 

 

SBB: 1.000 neue Lehrer für das kommende Schuljahr gebraucht 
 
(dbb) Wegen des akuten Lehrermangels an sächsischen Schulen schlägt der Beamten-

bund und Tarifunion Sachsen (SBB) Alarm: Mindestens 1.000 neue Lehrer werden für das 
kommende Schuljahr gebraucht, erklärte der SBB am 27. Mai 2014.  

 
Die Zahl der vom Staatsministerium der Finan-

zen genehmigten Lehrerstellen für das kom-
mende Schuljahr sei deutlich zu gering. An 

allen Ecken und Enden fehle es an Personal, 

der Krankenstand habe sich gegenüber 2012 
deutlich erhöht. Damit verbunden sei auch 

mehr Unterrichtsausfall.  
 

„Eigentlich sollten im Haushaltjahr 2014 rund 

250 neue, zusätzliche Lehrer eingestellt wer-
den. Eigentlich müssten die 540 ausscheiden-

den Lehrkräfte ersetzt werden. Eigentlich be-
nötigt man für circa 4.000 neue Schüler etwa 

250 weitere Lehrkräfte. Eigentlich wollte man 
für die jetzt bereits integrativ in den weiterfüh-

renden Schularten betreuten Kinder mehr Zeit 

zur Verfügung stellen“, so der SBB. Stattdes-
sen werde weiter am Bildungshaushalt ge-

spart.  
 

So seien aufgrund des Mangels an Grundschul-

lehrern Quereinsteiger aus anderen Berufen 

angenommen worden, wodurch sich viele Auf-

gaben auf die noch regulär ausgebildeten 
Grundschullehrer konzentrierten. Neueinstel-

lungen in den Mittelschulen fallen rar aus oder 

sind ganz ausgeblieben, besonders an Schulen 
im ländlichen Raum fehlen junge Pädagogen. 

Auch an Gymnasien wird die Erfüllung der 
Aufgaben aufgrund des Personalmangels im-

mer stärker eingeschränkt, zahlreiche Unter-

richtsstunden fallen ersatzlos aus, zugewiesene 
Stunden im Ergänzungsbereich gehen gegen 

Null, der Krankenstand unter den Kolleginnen 
und Kollegen steigt stetig. Ein Problem ist auch 

die Überalterung der Kollegien, so an Berufli-
chen Schulen. Auch an den Förderschulen fehlt 

es an Personal, ist der Altersdurchschnitt be-

sonders hoch, zehn Prozent der Lehrkräfte sind 
länger als sechs Wochen krank, Förder- und 

Integrationsstunden werden gestrichen. Der 
SBB fordert daher von der Politik „endlich eine 

der Situation angepasste Reaktion“.  

(07/21/14) 
  

 
 
dbb hamburg sieht Allgemeine Soziale Dienste zu Unrecht kritisiert  
 
(dbb) In Hamburg laufen - gut fünf Monate nach dem tragischen Tod der kleinen Yagmur 

- Bemühungen auf Hochtouren, den Kinderschutz zu verbessern. Dazu werden neue 
Richtlinien entwickelt, die in erster Linie durch die Fachkräfte in den Allgemeinen Sozia-

len Diensten (ASDs) der Jugendämter der Hamburger Bezirke umgesetzt werden müssen. 
So sollen die Fachkräfte künftig noch mehr und verbindlicher als bisher mit anderen 

Diensten und Institutionen - etwa Familiengerichten, Kinderärzten, Rechtsmedizin, Kin-
dertagesstätten, Staatsanwaltschaft - kooperieren.  

 
Dass zusätzliche Ressourcen – trotz aller politi-

schen Bekundungen – bislang nicht zur Verfü-

gung gestellt wurden, stößt beim dbb hamburg 
auf Kritik. „Es ist allseits bekannt, dass die 

ASDs schon jetzt am Rande des Kollapses ste-
hen; allein die Fallzahlen haben ein Ausmaß 

erreicht, das einen wirklichen Kinderschutz 

mehr und mehr in Frage stellt“, so dbb Lan-
deschef Rudolf Klüver am 27. Mai 2014. 

 

Frage man Fachkräfte der sozialen Arbeit und 

Sozialarbeits-Wissenschaftler danach, was der 

ASD für seine Arbeit dringend benötigt, seien 
die Antworten eindeutig: Zeit für den Kontakt 

mit Familien, Zeit für Diagnostik und kollegia-
len Austausch als Grundlage für die teils hoch-

brisanten Entscheidungen sowie eine Arbeits-

atmosphäre, die es erlaubt, gute und schwieri-
ge Fallverläufe zu reflektieren. Darüber hinaus 

brauchten die Fachkräfte ein Dokumentations-
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system, das fachliche Reflektion unterstützt 
und Transparenz und Übersichtlichkeit sichert. 

 
„Tatsächlich passiert das Gegenteil“, konsta-

tierte Klüver und verwies auf einen „Wust von 

Vorschriften“. Und Frank Hail, Hamburger Lan-
desvorsitzender des DBSH (Deutscher Berufs-

verband für soziale Arbeit), ergänzte: „Gefähr-
det sind dadurch nicht nur die Standards von 

gutem Kinderschutz und der Rest an Motivati-
on und Durchhaltevermögen der ASD- Mitar-

beiter, die seit Jahren auf erträglichere Ar-
beitsbedingungen hoffen. Gefährdet sind die 

Kinder selbst, denn sie müssen sich schließlich 

auf die Kompetenz und das Engagement derer 
verlassen, die sie schützen sollen.“  

(08/21/14) 

 
Hartwig Schmitt-Königsberg als VBOB-Bundesvorsitzender wiedergewählt 
  
(dbb) Der Bundesvertretertag des Verbandes der Beschäftigten der obersten und oberen 

Bundesbehörden (VBOB) hat am 22. Mai 2014 Hartwig Schmitt-Königsberg erneut zum 

Bundesvorsitzenden gewählt. Der 62-jährige Bundesbeamte beim Bundesinnenministeri-
um führt den Verband mit über 10.000 Mitgliedern seit 2012 hauptberuflich. Schmitt-

Königsberg bekam 121 von 125 Stimmen (96,8 Prozent). 
 

Zu stellvertretenden Bundesvorsitzenden wur-
den Rita Berning neu- und Olaf Lüdtke wieder-

gewählt. Dem Bundesvorstand gehören gleich-

falls an: Dirk Rörig, Christian Schulz, Ulrike 
Clausmeyer, Sascha Titze, Frank Gehlen, Clau-

dia Heinrichs und Michael Schmidt-Edinger. Die 
VBOB-Jugend wird im Bundesvorstand durch 

Annemarie Tietz, die Bundesfrauenvertretung 

durch Anna Diegeler-Mai, die Mitglieder im 
Ruhestand durch Joachim Politis vertreten.  

 
Der Bundesvertretertag beschloss einen Leit-

antrag unter dem Motto „Qualität der Bundes-

verwaltung steigern– Wissensverlust und Stel-
lenschwund verhindern – Maßnahmen sofort 

ergreifen“. Darin heißt es: „Um die Leistungs-
fähigkeit der Bundesverwaltung zu halten, zu 

steigern und sich wachsender Konkurrenz aus 
der Wirtschaft widersetzen zu können, müssen 

der Deutsche Bundestag und die Bundesregie-

rung eine Reihe dringender Maßnahmen er-
greifen.“ Im Einzelnen forderte der VBOB die 

politisch Verantwortlichen auf, Schluss zu ma-
chen mit befristeten Arbeitsverträgen, der 

Polemik gegen Pensionen entgegenzutreten, 

die eigenständige Beihilfe zu erhalten sowie 
ein neues Bundespersonalvertretungsgesetz zu 

schaffen, da auch der Bund ein modernes 
neues Mitbestimmungsrecht brauche.  

Auf Widerspruch bei den Delegierten stieß die 

Weigerung von Cornelia Rogall-Grothe, Staats-
sekretärin im Bundesinnenministerium, sich in 

der öffentlichen Veranstaltung zum Bundesver-
tretertag zu den neuesten Umzugsplänen von 

Bundesinnenminister Thomas de Maizière zu 

äußern, der die Verlagerung von 90 Stellen aus 
Bonn nach Berlin angekündigt hatte. Schmitt-

Königsberg meldete dringenden Gesprächsbe-
darf beim Minister an. Es gehe nicht an, dass 

Personalräte erst im Nachgang von den Plänen 
erfahren hätten: „Vertrauensvolle Zusammen-

arbeit sieht anders aus“, so Schmitt-

Königsberg.  
(09/21/14) 

 
 

23. Bundesrealschultag bestätigt Jürgen Böhm im Amt  
 
(dbb) Auf dem 23. Bundesrealschullehrertag ist am 23. Mai 2014 in Fulda Jürgen Böhm im 

Amt des Bundesvorsitzenden des VDR (Verband Deutscher Realschullehrer) bestätigt 

worden. Er steht damit für weitere vier Jahre an der Spitze des Verbandes.  

 
Unter dem Motto „Gute Bildung – reale Chan-
cen“ waren Inklusion und berufliche Ausbil-

dungsfähigkeit die zentralen Beratungsthemen 
der Delegierten. Auf einer Pressekonferenz 

umriss Böhm Ziele und Arbeitsschwerpunkte 
seiner Organisation. Dabei kritisierte er scharf 

die Ergebnisse jüngster Bildungsreformen, die 

keine nachweisbaren Qualitätsverbesserungen 

gebracht hätten, aber die Kollegen und Kolle-
ginnen mit umfangreicher Mehrarbeit belaste-

ten. 
 

Zum Thema Inklusion sagte Böhm, diese sei 
im Regelschulsystem nur mit entsprechenden 

Ressourcen realisierbar. Zu den Forderungen, 

die der VDR in diesem Zusammenhang erhebe, 



 

aktuell Nr. 21 vom 28.05.2014 7 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

gehören ausreichende Lehrerstunden, der 
Einsatz von Förderschullehrkräften in den Re-

gelschulen, die Gewährung von Team- und 
Beratungsstunden, Entlastungsstunden für 

Lehrkräfte mit Klassenleitungsfunktionen, eine 

pädagogisch vertretbare Lehrer-Schüler-
Relation und zusätzliche Spezialkräfte in Ab-

hängigkeit zu spezifischen Beeinträchtigungen 
von Schülern und Schülerinnen. 

 

Weiter kritisierte Böhm die einseitige Hinwen-
dung zahlreicher Bildungspolitiker zu akade-

misch ausgerichteten Bildungsgängen. Die 
Wirtschaft erlebe dies zunehmend als Belas-

tung. So hätten im vergangenen Jahr erstmals 
mehr als die Hälfte der jungen Leute eines 

Jahrgangs ein Studium aufgenommen, ent-
sprechend weniger eine berufliche Ausbildung. 

Unternehmer klagten über die sinkende Quali-

fikation von Auszubildenden, Universitäten 
vermissten bei ihren Anfangssemestern die für 

einen erfolgreichen Studienabschluss erforder-
liche Studierfähigkeit. Es gehe nicht mehr um 

„eine Schule für alle“, sondern um die richtige 

Schule, den richtigen Weg für den einzelnen 
Schüler, so Böhm. 

(10/21/14) 
 

 

DSTG begrüßt Vorstoß für einen einheitlichen Umsatzsteuersatz 
  
(dbb) Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) hat den Vorstoß der Vorsitzenden des 

Bundestagsfinanzausschusses begrüßt, künftig alle Leistungen im Sinne des Umsatzsteu-
errechtes mit einem einheitlichen Steuersatz zu besteuern. Als künftigen Steuersatz 

schlug Ingrid Arndt-Brauer in der „Welt am Sonntag“ (Ausgabe vom 25. Mai 2014) 16 

Prozent vor. Die DSTG drängt seit Jahren gegenüber der Politik auf einen einheitlichen 
Umsatzsteuersatz und sieht darin einen Beitrag zu Steuervereinfachung und Transparenz 

im Umsatzsteuerrecht. 

 
Der Bundesvorsitzende der DSTG und dbb Vize 
Thomas Eigenthaler begründete die Haltung 

damit, dass sich bei der Umsatzsteuer wegen 

zweier Steuersätze über die Jahre ein wahrer 
Wildwuchs eingeschlichen habe. „Ob die Berli-

ner Currywurst nur mit 7 oder aber mit 19 
Prozent zu versteuern ist – das ist mittlerweile 

Gegenstand wissenschaftlicher Abhandlungen“, 

so der DSTG-Chef. Dies sei „Otto Normalver-
braucher“ nicht mehr zu vermitteln und be-

schere den Finanzämtern unnötige Arbeit und 
Streitereien. Auch im Bereich der Hotelleistun-

gen komme es täglich zu Abgrenzungsschwie-
rigkeiten zwischen der Übernachtungs- (7 Pro-

zent) und der Frühstücksleistung (19 Prozent), 

so Eigenthaler weiter. Dies sei nicht nur in-

transparent, sondern begünstige das Schum-
meln und gefährde dadurch das Steuerauf-

kommen.  

 
Durch eine Absenkung des Regelsteuersatzes 

von 19 Prozent zum Beispiel auf einen Wert 
von 16 Prozent finde im Umsatzsteuer-System 

selbst eine Gegenfinanzierung statt. Ziel müsse 

es sein, weder dem Staat Mehreinnahmen zu 
verschaffen, noch eine allgemeine Steuerent-

lastung auszurufen. „Es geht um Systematisie-
rung, es geht um Steuervereinfachung, es geht 

um ein Weniger an Überprüfung“, machte 
Eigenthaler klar.  

(11/21/14) 

 
 

BDZ zu Kfz-Steuer: Hin und Her ist Beschäftigten beim Zoll nicht zu vermitteln 
 
(dbb) Der BDZ-Bundesvorsitzende Dieter Dewes hat Pläne von Bundesverkehrsminister 

Alexander Dobrindt zum Umbau der Kfz-Steuer kritisiert. Nach Medienberichten soll die 

Kfz-Steuer ab 2016 nach einem ähnlichen Prinzip wie die dann einzuführende Pkw-Maut 
erhoben werden. 

 
Der Bundesvorsitzende der Zollgewerkschaft 

brachte sein Unverständnis darüber zum Aus-
druck, dass das Personal beim Zoll, das für die 

Kfz-Steuer zuständig ist, von der Politik zum 

Spielball gemacht werde. Die Beschäftigten 
seien die Leidtragenden, wenn eine noch nicht 

einmal abgeschlossene Neuausrichtung bereits 

nach kurzer Zeit wieder korrigiert werde, warn-
te Dewes. 

 

Die Zollgewerkschaft befürchtet, dass auf den 
Zoll, dem die Zuständigkeit für die Kfz-Steuer 
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übertragen wurde, erneut eine enorme Umstel-
lung und ein immenser Verwaltungsaufwand 

zukommen; dies würde eine deutlich bessere 
Personalausstattung notwendig machen. Be-

reits jetzt seien die Kfz-Festsetzungsstellen 

personell „auf Kante genäht", so Dewes. 
 

Wenn der Zoll nun auch noch die Aufgabe 
übernehme, bei der Vignettenlösung für die 

Kompensation über die Kfz-Steuer zu sorgen, 

sei mit gravierenden Umsetzungsproblemen zu 
rechnen. Es stelle sich die Frage, woher das 

Personal für die neue Aufgabe kommen soll, 
wenn der vom Haushaltsausschuss des Bun-

destags vorgegebene Stellenumfang schon 
heute nicht ausreiche, machte Dewes klar. 

 
Mit den neuen Aufgaben änderten sich die 

Abläufe grundlegend, was Schulungsbedarf 

auslöse und eine weitere EDV-Umstellung nach 
sich ziehe. Damit werde ein Verfahren, das 

sich gerade erst eingespielt habe, abrupt be-
endet und durch ein neues ersetzt. Dewes: 

„Dieses Hin und Her ist den Beschäftigten beim 

Zoll nicht zu vermitteln. Die Politik sollte nicht 
neue Probleme schaffen, solange die alten 

noch nicht gelöst sind." 
(12/21/14) 

 

 

Gymnasien stellen sich der Aufgabe der Inklusion 
 
(dbb) Gymnasien stellen sich selbstverständlich den Herausforderungen der Inklusion. 
Das hat der  Vorsitzende des Deutschen Philologenverbandes (DPhV), Heinz-Peter Mei-

dinger, im Zusammenhang mit der Debatte um die Aufnahme von Kindern mit geistigen 
Behinderungen auf Gymnasien erklärt.  

 
An fast allen Gymnasien gebe es inzwischen 

einen wachsenden Anteil von Schülerinnen und 

Schülern mit Behinderungen, die trotz oft un-
zureichender personeller und finanzieller Zu-

weisungen mit viel Engagement von Gymnasi-
allehrkräften intensiv betreut und unterrichtet 

würden. Voraussetzung sei allerdings in aller 

Regel, dass sie das Bildungsziel des Gymnasi-
ums, das Abitur, erreichen könnten. 

 
Aber allein bei der Riesenaufgabe der Inklusion 

von Kindern mit körperlichen Behinderungen 
gebe es noch „ein enormes Pensum an Haus-

aufgaben durch die Landesregierungen zu 

erledigen“, stellte Meidinger fest. So habe die 
große Mehrheit aller deutschen Gymnasien 

keine behindertengerechten Aufzüge. „Ganz 
abgesehen davon fehlen häufig die erforderli-

chen zusätzlichen personellen Ressourcen", 

betonte der DPhV-Vorsitzende. Die Anzahl der 
Inklusionsschüler mit körperlichen Behinderun-

gen könne bei besserer Ausstattung der Gym-
nasien noch deutlich gesteigert werden. Aller-

dings könne mit Sicherheit niemals jedes Gym-
nasium auf die Bedürfnisse aller Arten von 

körperlicher Behinderung in gleicher Weise 

vorbereitet sein. So erforderten Zusatzausstat-

tungen und Umbauten allein für sehbehinderte 

Schüler pro Gymnasium Beträge im sechsstelli-
gen Bereich. 

 
Meidinger warnte zudem vor einem vorder-

gründigen Verständnis von Inklusion, das den 

Erfolg bei der Umsetzung der UN-Konvention 
an formal erreichten Quoten messe: „Manches 

Bundesland, das sich im innerdeutschen Ver-
gleich mit hohen Inklusionsquoten brüstet, hat 

zwar Förderzentren geschlossen, aber wenig 
bis nichts dafür getan, dass die Qualität der 

Beschulung behinderter Kinder in den Regel-

schulen erhalten oder gesteigert wird. Im Ge-
genteil: Die Standards wurden vielfach abge-

senkt, so dass nicht wenige Eltern behinderter 
Kinder schwer enttäuscht sind. So ist es kein 

Ausnahmefall, dass sich Kinder mit Behinde-

rungen nun an Regelschulen in Lerngruppen 
befinden, die dreimal so groß sind wie ihre 

bisherigen. Man muss es ganz klar sagen: 
Quoten sind nicht gleichbedeutend mit Qualität 

und die Erfahrung lehrt: Inklusion kann auch 
als Sparmodell missbraucht werden." 

(13/21/14) 

 
 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Verkehrspolitiker der großen Koalition 

wollen die Strafe für Schwarzfahren in Bussen 

und Bahnen von 40 auf 60 Euro anheben. Der 

„BILD“-Zeitung (Ausgabe vom 28. Maui 2014) 
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sagte die verkehrspolitische Sprecherin der 
SPD im Bundestag, Kirsten Lühmann, die 

auch stellvertretende dbb Bundesvorsitzende 
ist : „Die bisherige Geldbuße von 40 Euro deckt 

nicht einmal die Kosten für die Kontrollen ge-

gen Schwarzfahren.“ Lühmann unterstützt 
damit die Position von Verkehrsminister Ale-

xander Dobrindt. Der CSU-Politiker hatte die 
Länder zu einer entsprechenden Initiative im 

Bundesrat ermuntert. Nach Schätzungen des 

Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) entgehen den Nahverkehrsunternehmen 

jährlich bis zu 250 Millionen Euro Einnahmen. 
Hinzu kommen Kosten von 100 Millionen Euro 

für den Einsatz von Kontrolleuren.  

 
Unter der Überschrift „Solides Niveau erhalten 

– Hände weg von der Zusatzversorgung“ hat 
der dbb am 17. Mai 2014 in einem Flugblatt 

über den Stand der Tarifverhandlungen zur 
Betriebsrente im öffentlichen Dienst informiert. 

Die Arbeitgeber von Bund, Tarifgemeinschaft 

deutscher Länder (TdL) und Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) hat-

ten die Tarifverhandlungen über Änderungen 
in den Tarifverträgen ATV und ATV-K am 21. 

Mai 2014 abgebrochen und einen für Juni ver-

einbarten Fortsetzungstermin abgesagt. Weil 
die Gewerkschaften aus ihrer Sicht keine aus-

reichende Bereitschaft zu Verhandlungen über 
Einschnitte bei der Zusatzversorgung für die 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im öf-
fentlichen Dienst signalisiert hätten, wollen sie 

das Thema jetzt auf Spitzenebene beraten 

lassen. Die Verhandlungsführerin und stellver-
tretende Vorsitzende der Bundestarifkommissi-

on des dbb, Siglinde Hasse, fasst die Ver-
handlungsposition zusammen: „Wir sind bereit, 

über notwendige Anpassungen des Punktemo-

dells durch die allgemein gestiegene Lebens-
erwartung zu verhandeln. Im Gegenzug erwar-

ten wir ein klares Signal bei der Frage der Dy-
namisierung der Anwartschaften und ein ein-

deutiges Bekenntnis der Arbeitgeber zu einer 

Betriebsrente, die den Kolleginnen und Kolle-
gen im öffentlichen Dienst dauerhaft eine soli-

de Zusatzversorgung zu akzeptablen Bedin-
gungen gewährleistet. Leistungskürzungen in 

der Zusatzversorgung, um für die Arbeitgeber 
Kosten einzusparen, lehnen wir ab.“ 

 

Durch aktuelle Presseberichte sieht sich der 
dbb berlin in seiner Annahme bestätigt, dass 

der jüngste Häftlingsausbruch aus der Justiz-
vollzugsanstalt (JVA) Moabit möglicherweise 

hätte verhindert werden können, wenn es dort 

ausreichend Personal gäbe. Die Zeitung „B.Z.“ 

(Ausgabe vom 24. Mai 2014) hatte über ein ihr 
vorliegendes Schreiben der Anstaltsleitung 

berichtet, wonach das verfügbare Personal in 
der JVA nicht einmal ausreicht, um die vorge-

schriebenen Kontrollgänge durchzuführen. Die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter seien sogar 
wegen der „absoluten Unterbesetzung“ von 

der Anstaltsleitung gebeten worden, in ihrer 
Freizeit zu arbeiten. Der Landesvorsitzende des 

dbb berlin Frank Becker erklärte: „Unsere 

Forderungen nach mehr Personal – nicht nur 
im Justizvollzug – müssen vom Senat endlich 

ernst genommen werden. Muss denn immer 
erst ein Unglück geschehen, bevor die Politik 

reagiert?“. Zwei Häftlinge hatten Gitterstäbe in 

ihren getrennten Zellen aufgesägt, sich mit 
Bettlaken abgeseilt sowie eine meterhohe 

Mauer und einen Drahtzaun überwunden. Es 
war die erste gelungene Flucht aus dem riesi-

gen Untersuchungsgefängnis seit rund 15 Jah-
ren. 

 

In einem Gespräch der Landesleitung des dbb 
Hessen mit Abgeordneten der CDU-

Landtagsfraktion am 21. Mai 2014 hat die dbb 
Landesvorsitzende Ute Wiegand-

Fleischhacker die im Koalitionsvertrag von 

CDU und Grünen vorgesehenen Kürzungen für 
den öffentlichen Dienst noch einmal als „nicht 

akzeptabel“ bezeichnet. Vorgesehene Ein-
schnitte wie etwa die für 2015 geplante Null-

runde und die minimale Anpassung in der Be-
amtenbesoldung von nur einem Prozent ab Juli 

2016, drastische Stelleneinsparungen und eine 

Rückführung der Wochenarbeitszeit von 42 
Stunden erst ab 2017 stießen beim dbb Hes-

sen auf „massive Ablehnung und Kritik“, so 
Wiegand-Fleischhacker. Es könne nicht sein, 

dass der öffentliche Dienst der 

„Haushaltskonsolidierer“ für das Land Hessen 
sei.  

 
Der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerk-

schaft (DPolG), Rainer Wendt, hat Forderun-

gen der Gewerkschaft im Zusammenhang mit 
der Bekämpfung von Fan-Gewalt in Fußball-

stadien bekräftigt. So fordere die DPolG eine 
Verbesserung der Videotechnik und der Ord-

nungsdienste in den Stadien. 1,8 Millionen 
Einsatzstunden jährlich seien ein „nicht nur 

teurer, sondern unzumutbarer Zustand“, zitier-

te die Nachrichtenagentur dpa Wendt am 21. 
Mai 2014. Die Bereitschaftspolizisten würden 

an anderen Stellen gebraucht. Wendt forderte 
mehr Mittel vom Bund zur besseren Ausstat-

tung der Ordnungshüter.  
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Der Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR) hat 
zum Entwurf eines Gesetzes zum Internationa-

len Erbrecht und zur Änderung von Vorschrif-
ten zum Erbschein Stellung genommen. Der 

Entwurf sieht unter anderem vor, dass die 

Gerichte des Mitgliedstaats zuständig sind, in 
dessen Hoheitsgebiet der Erblasser im Zeit-

punkt seines Todes seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hatte. Ein deutsches Nachlassgericht 

könnte danach im Falle eines Erblassers mit 

letztem gewöhnlichem Aufenthalt in einem 
anderen Staat keinen Erbschein mehr erteilen, 

auch nicht hinsichtlich des in Deutschland vor-
handenen Vermögens. „Dies kann sowohl für 

die Erben, die einen entsprechenden Erbnach-

weis im Ausland beschaffen müssen, als auch 
für Gerichte (z. B. Registergerichte, Grund-

buchgerichte), 
Behörden und Private (z. B. Kreditinstitute) in 

Deutschland erhebliche Erschwernisse 
begründen, gab der BDR zu bedenken. „Wir 

regen daher an, es für die Erteilung eines Erb-

scheins nach deutschem Recht bei den bisheri-
gen bewährten Zuständigkeitsvorschriften zu 

belassen“, heißt es in der Stellungnahme.  
 

Eine inhaltsgleiche Umsetzung der Rente mit 
63 nach 45 Beitragsjahren für alle Beamten in 
der Bundespolizei hat der Vorsitzende der 
DPolG Bundespolizeigewerkschaft Ernst G. 
Walter gefordert. Nach der Verabschiedung 
des Rentenpakets am 23. Mai 2014 erklärte 
Walter, Verwaltungsbeamte, die bisher unab-
hängig von geleisteten Dienstjahren erst mit 
Vollendung des 67. Lebensjahres in den Ru-
hestand treten können, müssten nun auch 
nach 45 Dienstjahren abschlagsfrei in Pension 
gehen dürfen. Weiter forderte Walter eine an-
gepasste Übertragung für den Polizeivollzugs-
dienst. „Wer 40 Jahre lang seinen Kopf für die 
Sicherheit in Deutschland hingehalten, dabei 
im gesundheitsschädlichen Schichtdienst rund 
um die Uhr gearbeitet und fast an jedem Wo-
chenende und an Feiertagen bei Ausschrei-
tungen oder Großveranstaltungen auf der 
Straße Dienst geleistet hat, der hat sich seine 
Pension wahrlich verdient. 40 Jahre Polizeiar-
beit sind genug“, sagte er. Hintergrund ist, 
dass der Polizeivollzugsdienst gegenüber an-
deren Beschäftigungsbereichen wegen seiner 
besonderen Belastungen eine um fünf Jahre 
verkürzte Regelaltersgrenze zur Erreichung 
des Ruhestandes hat. 

(14/21/14) 

 


